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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1977 Ausgegeben am 17. Juni 1977 74. Stück

318. Bundesgesetz: 30. Gehaltsgesetz-Novelle
(NR: GP XIV RV 501 AB 550 S. 58. BR: AB 1669 S. 364.)

3 1 9 . Bundesgesetz: 24. Vertragsbedienstetengesetz-Novelle
(NR: GP XIV RV 502 AB 551 S. 58. BR: AB 1670 S. 364.)

3 1 8 . Bundesgesetz vom 2. Juni 1977, mit
dem das Gehaltsgesetz 1956 geändert wird

(30. Gehaltsgesetz-Novelle)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Gehaltsgesetz 1956, BGBl. Nr. 54, zuletzt
geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 291/
1976, wird wie folgt geändert:

1. § 12 Abs. 2 Z. 6 erhält folgende Fassung:

„6. bei Beamten, die in die Verwendungsgrup-
pen B, L 2 b, H 2 oder in eine der im § 12 a
Abs. 2 Z. 2 und 3 angeführten Besoldungs-
oder Verwendungsgruppen aufgenommen
werden, die Zeit des erfolgreichen Studiums
an einer höheren Schule bis zu dem Zeit-
punkt, an dem der Beamte den Abschluß
dieser Ausbildung auf Grund der schul-
rechtlichen Vorschriften frühestens hätte
erreichen können; mögliche schulrechtliche
Ausnahmegenehmigungen sind nicht zu be-
rücksichtigen. Als Zeitpunkt des möglichen
Schulabschlusses ist bei Studien, die mit
dem Schuljahr enden, der 30. Juni und
bei Studien, die mit dem Kalenderjahr
enden, der 31. Dezember anzunehmen;"

2. Die Abs. 6 und 7 des § 12 erhalten folgende
Fassung:

„(6) Die im Abs. 2 Z. 1 angeführten Zeiten
sind im vollen Ausmaß voranzusetzen, wenn sie
nach Erfüllung der gemeinsamen Erfordernisse
für die Erlangung von Dienstposten der Ver-
wendungsgruppe, in der die Anstellung erfolgt,
und in einer Verwendung zurückgelegt worden
sind, die der Verwendung in der Verwendungs-
gruppe, in der die Anstellung erfolgt, mindestens
gleichwertig ist; soweit solche Zeiträume diesen
Voraussetzungen nicht entsprechen, sind sie in
dem Ausmaß voranzusetzen, in dem sie im Falle
einer Überstellung aus der entsprechenden nied-

rigeren Verwendungsgruppe in die höhere Ver-
wendungsgruppe gemäß § 12 a für die Vor-
rückung anrechenbar wären.

(7) Die in Abs. 1 lit. b, Abs. 2 Z. 7 und 8 und
Abs. 3 angeführten Zeiträume sind ohne weitere
Kürzung voranzusetzen, wenn sie nach der Er-
füllung der gemeinsamen Erfordernisse für die
Erlangung von Dienstposten der Verwendungs-
gruppe, in der die Anstellung erfolgt, zurück-
gelegt worden sind. Soweit solche Zeiträume
diesen Voraussetzungen nicht entsprechen, sind sie
in dem Ausmaß voranzusetzen, in dem sie bei der
Überstellung aus der der Vorbildung entsprechen-
den niedrigeren Verwendungsgruppe in die Ver-
wendungsgruppe, in der die Anstellung erfolgt,
gemäß § 12 a für die Vorrückung anrechenbar
wären."

3. Dem § 12 wird angefügt:
„(10) Wird ein Beamter in eine der im

Abs. 2 Z. 6 angeführten Verwendungsgruppen
oder in die Verwendungsgruppe W 1 überstellt,
so ist sein Vorrückungsstichtag mit Wirkung
vom Tag der Überstellung insoweit zu verbes-
sern, als sich aus der Anwendung des Abs. 2
Z. 6 bis 8 eine Verbesserung für seine neue Ver-
wendungsgruppe ergibt. Soweit sie in Betracht
kommen, sind hiebei die Abs. 4, 5, 7 und 8 an-
zuwenden."

4. Nach § 12 wird eingefügt:

„ Ü b e r s t e l l u n g

§ 12 a. (1) Überstellung ist die Ernennung zum
Beamten einer anderen Besoldungs- oder Ver-
wendungsgruppe.

(2) Für die Ermittlung des in der neuen Be-
soldungs- oder Verwendungsgruppe gebührenden
Gehaltes werden die nachstehenden Besoldungs-
und Verwendungsgruppen wie folgt zusammen-
gefaßt:

1. Verwendungsgruppen B, C, D, E, P 1 bis P 6,
L 2 b, L 3, W 1 bis W 3 und H 2 bis H 4;
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2. Verwendungsgruppen L 2 a;

3. Verwendungsgruppen A, L PA, L 1 und H 1,
Beamte im richterlichen Vorbereitungsdienst,
Richter, staatsanwaltschaftliche Beamte und
Universitäts(Hochschul)assistenten.

(3) Wird ein Beamter aus einer Besoldungs-
oder Verwendungsgruppe in eine gleichwertige
oder höhere Besoldungs- oder Verwendungs-
gruppe derselben Ziffer des Abs. 2 überstellt,
so gebührt ihm die besoldungsrechtliche Stellung,
die sich auf Grund der Vorrückung oder Zeit-
vorrückung ergeben würde, wenn er die in der
Besoldungs- oder Verwendungsgruppe anrechen-
bare Gesamtdienstzeit als Beamter der neuen
Besoldungs- oder Verwendungsgruppe zurück-
gelegt hätte. Wurde der Beamte gemäß § 33
Abs. 3 vor dem Zeitpunkt der Zeitvorrückung
in die Dienstklasse III befördert, so ist der Zeit-
raum, um den die Beförderung vor dem Zeit-
punkt der Zeitvorrückung liegt, der anrechen-
baren Gesamtdienstzeit zuzurechnen.

(4) Wird ein Beamter aus einer Verwendungs-
gruppe in eine höhere Besoldungs- oder Ver-
wendungsgruppe einer anderen Ziffer des Abs. 2
überstellt, so gebührt ihm die besoldungsrecht-
liche Stellung, die sich auf Grund der Vorrückung
oder Zeitvorrückung ergeben würde, wenn er
die in der bisherigen Verwendungsgruppe an-
rechenbare Gesamtdienstzeit in dem Ausmaß in
der neuen Besoldungs- oder Verwendungsgruppe
zurückgelegt hätte, um das diese Zeit die in der
folgenden Tabelle angeführten Zeiträume über-
steigt:

Abs. 3 letzter Satz ist anzuwenden.

(5) Erfüllt ein Beamter das im Abs. 4 ange-
führte Erfordernis des abgeschlossenen Hoch-
schulstudiums erst nach der Überstellung in eine
der im Abs. 2 Z. 3 angeführten Besoldungs-
oder Verwendungsgruppen, ist seine besoldungs-
rechtliche Stellung mit Wirkung vom Tag der
Erfüllung dieses Erfordernisses entsprechend dem
Abs. 4 neu festzusetzen.

(6) Wird ein Beamter in eine niedrigere Ver-
wendungsgruppe überstellt, so gebührt ihm die
besoldungsrechtliche Stellung, die sich auf Grund
der Vorrückung oder Zeitvorrückung ergeben
hätte, wenn er die in der bisherigen Besoldungs-
oder Verwendungsgruppe anrechenbare Gesamt-
dienstzeit als Beamter der niedrigeren Verwen-
dungsgruppe zurückgelegt hätte. Abs. 3 letzter
Satz ist anzuwenden.

(7) Ist ein Beamter in eine höhere Besoldungs-
oder Verwendungsgruppe überstellt worden und
wird er nachher in eine niedrigere Verwendungs-
gruppe überstellt, so ist er so zu behandeln, als
ob er bis zur Oberstellung in die niedrigere Ver-
wendungsgruppe in der Verwendungsgruppe ge-
blieben wäre, aus der er in die höhere Besol-
dungs- oder Verwendungsgruppe überstellt wor-
den ist.

(8) Bei Oberstellungen nach den Abs. 3, 4, 6
und 7 und bei einer Änderung der besoldungs-
rechtlichen Stellung nach Abs. 5 ist die in der
höchsten Gehaltsstufe einer Besoldungs- oder
Verwendungsgruppe oder einer Dienstklasse, aus
der eine Zeitvorrückung nicht mehr vorgesehen
ist, verbrachte Zeit bis zum Ausmaß von vier
Jahren für die Vorrückung und den Anfall der
Dienstalterszulage zu berücksichtigen. Die §§ 8
bis 11 sind sinngemäß anzuwenden.

(9) Ist der jeweilige Gehalt in der neuen Be-
soldungs- oder Verwendungsgruppe niedriger als
der Gehalt, der dem Beamten jeweils in seiner
bisherigen Besoldungs- oder Verwendungsgruppe
zukommen würde, so gebührt dem Beamten eine
für die Bemessung des Ruhegenusses anrechen-
bare Ergänzungszulage auf diesen Gehalt. Ist
jedoch der Gehalt, den der Beamte bei einer
Oberstellung in eine niedrigere Verwendungs-
gruppe erhält, niedriger als der bisherige Gehalt,
so gebührt dem Beamten abweichend vom
ersten Satz eine nach Maßgabe des Erreichens
eines höheren Gehaltes einzuziehende, für die
Bemessung des Ruhegenusses anrechenbare Er-
gänzungszulage auf den bisherigen Gehalt. Für
die Bemessung des Ruhegenusses anrechenbare
Zulagen — ausgenommen die Verwendungs-
zulage — sind bei der Ermittlung der Ergän-
zungszulage dem Gehalt zuzurechnen."

5. Die Abs. 3 und 4 des § 13 erhalten folgende
Fassung:

„(3) Die Bezüge entfallen

1. für die Dauer eines Karenzurlaubes;

2. wenn der Beamte eigenmächtig länger als
drei Tage dem Dienst fernbleibt, ohne einen
ausreichenden Entschuldigungsgrund nachzu-
weisen, für die Gesamtdauer der ungerecht-
fertigten Abwesenheit vom Dienst.

(4) In den Fällen des Abs. 3 ist für jeden
Kalendertag vom ersten Tag der ungerechtfertig-
ten Abwesenheit bzw. des Karenzurlaubes bis
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zum Tag des Wiederantrittes des Dienstes ein
Dreißigstel des Monatsbezuges abzuziehen. Um-
faßt ein solcher Fall einen ganzen Kalendermonat,
entfällt für den betreffenden Monat der An-
spruch auf Monatsbezug. Bereits ausbezahlte,
nicht gebührende Bezüge sind hereinzubringen."

6. Im § 20 c Abs. 2 Z. 5 wird das Wort
„Hochschulassistent" durch das Wort „Universi-
täts(Hochschul)assistent" ersetzt.

7. § 31 erhält folgende Fassung:

„ E r r e i c h u n g e i n e s h ö h e r e n
G e h a l t e s

§ 31. Der Beamte der Allgemeinen Verwal-
tung erreicht einen höheren Gehalt durch

Vorrückung (§§ 8 bis 11),
Zeitvorrückung (§ 32),
Beförderung (§ 33),
Überstellung in eine höhere Verwendungs-

gruppe (§ 12 a Abs. 1 bis 4 und § 34) und
Neufestsetzung der besoldungsrechtlichen Stel-

lung (§ 12 a Abs. 5)."

8. § 34 erhält folgende Fassung:

„ Ü b e r s t e l l u n g

§ 34. (1) Wird ein Beamter der Dienstklasse IV
oder einer höheren Dienstklasse in eine gleich-
wertige oder höhere Verwendungsgruppe über-
stellt und hat er in der bisherigen Verwendungs-
gruppe bereits eine in seiner Dienstklasse auch
für die neue Verwendungsgruppe vorgesehene
Gehaltsstufe erreicht, so ändern sich abweichend
vom § 12 a Abs. 3 und 4 die Gehaltsstufe und
der nächste Vorrückungstermin nicht. Dem
Beamten gebührt jedoch mindestens die besol-
dungsrechtliche Stellung, die sich ergeben würde,
wenn er die in der bisherigen Verwendungs-
gruppe für die Vorrückung berücksichtigte Ge-
samtdienstzeit in dem Ausmaß als Beamter der
höheren Verwendungsgruppe zurückgelegt hätte,
das sich bei sinngemäßer Anwendung des § 12 a
Abs. 3 beziehungsweise 4 ergeben würde. Wurde
der Beamte gemäß § 33 Abs. 3 vor dem Zeit-
punkt der Zeitvorrückung in die Dienstklasse III
befördert, so ist der Zeitraum, um den die Be-
förderung vor dem Zeitpunkt der Zeitvor-
rückung liegt, der für die Vorrückung berücksich-
tigten Gesamtdienstzeit zuzurechnen.

(2) Bei der Oberstellung eines Beamten der
Verwendungsgruppe C in eine höhere Besol-
dungs- oder Verwendungsgruppe bleibt die
Änderung der besoldungsrechtlichen Stellung
außer Betracht, die gemäß § 33 Abs. 8 eingetreten
ist.

(3) Wird ein Beamter einer anderen Besol-
dungsgruppe zum Beamten der Allgemeinen Ver-
waltung ernannt, so kann er auch in eine höhere
als die für die neue Verwendungsgruppe des

Beamten vorgesehene niedrigste Dienstklasse er-
nannt werden. Überdies kann vom zuständigen
Bundesminister im Einvernehmen mit dem Bun-
deskanzler eine höhere als die niedrigste in dieser
Dienstklasse für die neue Verwendungsgruppe
des Beamten vorgesehene Gehaltsstufe zuerkannt
werden. Auf die bisherige Stellung und die
künftige Verwendung ist dabei Bedacht zu
nehmen.

(4) Ist bei einer Oberstellung nach § 12 a
Abs. 6 oder 7 die bisherige Dienstklasse des
Beamten in der neuen Verwendungsgruppe nicht
mehr durch Zeitvorrückung erreichbar, so ge-
bühren dem Beamten die höchste Gehaltsstufe
der Dienstklasse, die in der niedrigeren Verwen-
dungsgruppe noch durch Zeitvorrückung erreich-
bar ist, und die entsprechende Dienstalters-
zulage."

9. Die §§ 35 bis 37 werden aufgehoben.

10. Im § 40 Abs. 5 wird die Zitierung „§§ 33
bis 37" durch die Zitierung „§§ 33 und 34"
ersetzt.

11. § 46 erhält folgende Fassung:

„§ 46. (1) Wird ein Beamter einer anderen
Besoldungsgruppe zum Richter ernannt, so rich-
ten sich seine Gehaltsstufe und sein allfälliger
Anspruch auf eine Dienstalterszulage abweichend
vom § 12 a nach der Zeit, die für die Vorrückung
oder für die Zeitvorrückung maßgebend war,
und zwar, wenn der Beamte aus einer Besol-
dungs- oder Verwendungsgruppe, für die volle
Hochschulbildung vorgeschrieben ist, überstellt
wurde, in dem vier Jahre übersteigenden Aus-
maß, wenn der Beamte aus einer sonstigen Ver-
wendungsgruppe überstellt wurde, in dem acht
Jahre übersteigenden Ausmaß.

(2) Im Falle einer Oberstellung nach Abs. 1
kann der Richter auch in eine höhere als die
Standesgruppe 1 ernannt werden. Überdies kann
vom zuständigen Bundesminister im Einver-
nehmen mit dem Bundeskanzler eine höhere als
die niedrigste in dieser Standesgruppe vorgesehene
Dienstzulagenstufe zuerkannt werden. Hiebei ist
auf die bisherige Stellung und die künftige Ver-
wendung des Richters Bedacht zu nehmen."

12. In der Tabelle zum § 48 Abs. 1 werden

a) das Wort „Hochschulassistenten" durch den
Ausdruck „Universitäts(Hochschul)assistenten",

b) der Ausdruck „ao. Hochschulprofessoren"
durch den Ausdruck „ao. Universitäts(Hochschul)-
professoren" und

c) der Ausdruck „o. Hochschulprofessoren"
durch den Ausdruck „o. Universitäts(Hochschul)-
professoren" ersetzt.

13. Die Abs. 3 bis 8 des § 48 erhalten folgende
Fassung:
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„(3) Einem außerordentlichen Hochschulprofes-
sor gebührt bei seiner Ernennung die Gehalts-
stufe und der Vorrückungstermin, die sich er-
geben, wenn er die Zeit, in der er als Hochschul-
dozent an einer österreichischen Hochschule tat-
sächlich vorgetragen hat, bis zum Ausmaß von
zehn Jahren als außerordentlicher Hochschul-
professor zurückgelegt hätte.

(4) Wird ein Universitätsassistent zum außer-
ordentlichen Universitätsprofessor ernannt, so
gebührt ihm die Gehaltsstufe und der Vor-
rückungstermin, die sich ergeben würden, wenn
er die Zeit, die für die Erreichung seiner bis-
herigen Gehaltsstufe notwendig war, in dem
acht Jahre übersteigenden Ausmaß als außer-
ordentlicher Universitätsprofessor zurückgelegt
hätte.

(5) Bei einer Ernennung zum außerordent-
lichen Universitätsprofessor gebührt dem Beam-
ten, der vorher nicht Universitätsassistent war,
die Gehaltsstufe und der Vorrückungstermin,
die sich ergeben würden, wenn er zum Uni-
versitätsassistenten ernannt und zum außer-
ordentlichen Universitätsprofessor überstellt wor-
den wäre.

(6) Wird ein außerordentlicher Universitäts-
(Hochschul)professor zum ordentlichen Universi-
täts(Hochschul)professor ernannt, so gebührt ihm
die Gehaltsstufe und der Vorrückungstermin,
die sich ergeben würden, wenn er die Zeit, die
für die Erreichung seiner bisherigen Gehaltsstufe
notwendig war, in dem zwölf Jahre übersteigen-
den Ausmaß als ordentlicher Universitäts(Hoch-
schul)professor zurückgelegt hätte. Die in der
höchsten Gehaltsstufe der außerordentlichen Uni-
versitäts(Hochschul)professoren verbrachte Zeit
ist bis zum Ausmaß von vier Jahren anzu-
rechnen. Die Bestimmungen der §§ 8 bis 11 sind
sinngemäß anzuwenden.

(7) Die Bestimmungen des § 12 sind auf Uni-
versitäts(Hochschul)professoren nicht anzuwen-
den; diese Bestimmungen sind jedoch bei
Universitäts(Hochschul)professoren, die aus einem
anderen Dienstverhältnis als Bundesbeamter zum
Universitäts(Hochschul)professor überstellt wur-
den, hinsichtlich der Festsetzung der besoldungs-
rechtlichen Stellung im früheren Dienstverhältnis
anzuwenden.

(8) Auf Universitäts(Hochschul)assistenten sind
§ 30 a Abs. 1 Z. 2, § 30 a Abs. 2 erster und letz-
ter Satz (soweit sie § 30 a Abs. 1 Z. 2 betreffen)
und § 30 a Abs. 4 sinngemäß anzuwenden."

14. Die §§ 49 bis 51 erhalten folgende Fassung:

„ V o r r ü c k u n g

§ 49. Ein Universitäts(Hochschul)assistenit, der
die Lehrbefugnis als Universitätsdozent oder eine
gleichzuhaltende künstlerische oder praktische
Eignung nicht besitzt, kann nur innerhalb der

ersten zwölf Jahre seiner Dienstzeit vorrücken.
Die Zeit einer nach dieser Bestimmung eingetre-
tenen Hemmung der Vorrückung ist mit Wir-
kung von dem Tag anzurechnen, an dem der Uni-
versitäts(Hochschul)assistent die Lehrbefugnis er-
wirbt.

D i e n s t a l t e r s z u l a g e

§ 50. (1) Dem Hochschullehrer, der als Hoch-
schullehrer des Dienststandes vier Jahre in der
höchsten Gehaltsstufe verbracht hat, gebührt eine
für die Bemessung des Ruhegenusses anrechen-
bare Dienstalterszulage.

(2) Die Dienstalterszulage beträgt für ordent-
liche Universitäts(Hochschul)professoren 3 607 S,
für außerordentliche Universitäts(Hochschul)pro-
fessoren und für Universkäts(Hochschul)assisten-
ten 1 802 S.

(3) Hat der Universitäts(Hochschul)professor
im Zeitpunkt der Emeritierung mindestens zwei
Jahre in der höchsten Gehaltsstufe verbracht, so
gebührt ihm die Dienstalterszulage mit diesem
Zeitpunkt im halben Ausmaß.

(4) In den Fällen der Abs. 1 und 3 sind die
Bestimmungen der §§ 8 bis 11 sinngemäß anzu-
wenden.

K o l l e g i e n g e l d an U n i v e r s i t ä t e n

§ 51. (1) Ordentlichen und außerordentlichen
Universitätsprofessoren sowie Universitätsassi-
stenten, die zur verantwortlichen Mitarbeit bei
Lehrveranstaltungen herangezogen werden (§ 5
Abs. 2 des Hochschulassistentengesetzes, BGBl.
Nr. 215/1962), gebührt für jedes Semester, in dem
sie Lehrveranstaltungen abgehalten haben, eine
Kollegiengeldabgeltung nach den folgenden Be-
stimmungen.

(2) Die Kollegiengeldabgeltung für die im
Abs. 1 angeführten Universitätspröfessoren be-
steht aus einem Grundbetrag und Zuschlägen.

a) Der Grundbetrag gebührt in voller Höhe
nach einer tatsächlichen Lehrtätigkeit von
wenigstens sechs Wochenstunden im Se-
mester und beträgt ab 1. Oktober 1973
12000 S im Semester. Die Kollegiengeld-
abgeltung erhöht sich jeweils mit 1. Ok-
tober des folgenden Jahres um den Hun-
dertsatz, um den der Gehalt eines Beamten
der Allgemeinen Verwaltung der Gehalts-
stufe 2 der Dienstklasse V einschließlich
einer allfälligen Teuerungszulage in dem
dem jeweiligen 1. Oktober vorangegan-
genen Jahr ansteigt.

b) Zum Grundbetrag kommt ein Zuschlag von
25 v. H., sofern der Universitätsprofessor
im Rahmen der Lehrtätigkeit von sechs
Wochenstunden im Semester wenigstens
zwei Wochenstunden für Seminare, Pri-
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vatissima, Konversatorien oder für Dok-
toranden bestimmte Spezialvorlesungen auf-
gewendet hat.

c) Zum Grundbetrag kommt ein weiterer Zu-
schlag von 25 v. H., sofern der Universitäts-
professor im Rahmen seiner Lehrbefugnis
wenigstens acht Wochenstunden abgehalten
hat und davon wenigstens vier Stunden auf
Seminare, Privatissima, Konversatorien oder
für Doktoranden bestimmte Spezialvor-
lesungen entfallen sind.

d) Zum Grundbetrag kommt ein Zuschlag
von 25 v. H., sofern der Universitätspro-
fessor im Rahmen seiner Lehrbefugnis we-
nigstens zehn Wochenstunden abgehalten
hat und davon wenigstens vier Wochen-
stunden auf Seminare, Übungen, Arbeits-
gemeinschaften, Repetitorien, Konversa-
torien oder für Doktoranden bestimmte
Spezialvorlesungen entfallen sind. Liegen
auch die Voraussetzungen der lit. b oder c
vor, so gebühren die Zuschläge nach lit. b
oder c zusätzlich zum Zuschlag nach lit. d.

(3) Lehrveranstaltungen, die der Universitäts-
professor gemeinsam mit einem anderen Univer-
sitätslehrer (§ 23 Abs. 1 des Universitäts-Organi-
sationsgesetzes, BGBl. Nr. 258/1975) abhält, sind
auf die im Abs. 2 genannte Zahl der Wochenstun-
den anteilsmäßig anzurechnen.

(4) Lehrveranstaltungen, die der Universitäts-
professor gemeinsam mit verantwortlich tätigen
Universitätsassistenten (Vertragsassistenten) oder
mit anderen verantwortlich tätigen, wissenschaft-
lichen Beamten abhält, sind dem Universitäts-
professor auf die in Abs. 2 genannten Wochen-
stundenzahlen zur Gänze anzurechnen, falls er
persönlich während der ganzen angekündigten
Zeit tätig war und er selbst eine Gruppe im Sinne
des Abs. 8 lit. c oder e angeleitet und betreut hat;
trifft diese Voraussetzung nicht zu, so sind solche
Lehrveranstaltungen nur auf die in Abs. 2 lit. a
und d genannte Wochenstundenzahl mit einem
Viertel der angekündigten Zeit der Lehrveranstal-
tung anzurechnen, für die in Abs. 2 lit. a ge-
nannte Wochenstundenzahl jedoch nur bis zum
Höchstausmaß von zwei Stunden.

(5) Lehrt der Universitätsprofessor weniger
als sechs Wochenstunden im Semester, so ver-
mindert sich der Grundbetrag um je 25 v. H. für
jede auf sechs fehlende Wochenstunde im Seme-
ster. Zuschläge nach Abs. 2 lit. b, c und d ge-
bühren in diesen Fällen nicht.

(6) Übt der Universitätsprofessor seine Lehr-
tätigkeit nur während eines Teiles des Semesters
aus, so vermindert sich die Kollegiengeldabgel-
tung nach dem Verhältnis seiner tatsächlichen
Lehrtätigkeit zu seiner auf das ganze Semester
bezogenen vollen Lehrverpflichtung.

(7) Wenn nach den Studienvorschriften Lehr-
veranstaltungen eines Fachgebietes auf zwei Se-
mester eines Studienjahres ungleich verteilt sind,
ist für die Berechnung der Kollegiengeldabgeltung
vom Durchschnitt der gemäß Abs. 1 bis 4 an-
rechenbaren Wochenstundenzahl im Studienjahr
auszugehen.

(8) Einem Universitätsassistenten, der bei
Pflichtlehrveranstaltungen ohne remunerierten
Lehrauftrag im Sinne des § 5 Abs. 2 des Hoch-
schulassistentengesetzes verantwortlich mitgear-
beitet hat, gebührt in den nachstehend ange-
führten Fällen eine Kollegiengeldabgeltung in
der Höhe eines Achtels des Grundbetrages gemäß
Abs. 2 lit. a für jede Wochenstunde im Semester,
höchstens jedoch in der Höhe des Grundbetrages.

a) Die Abgeltung gebührt nur für Lehrver-
anstaltungen, die von wenigstens 30 Hörern
inskribiert wurden.

b) Die Abgeltung gebührt für die einzige ab-
gehaltene, zur Erfüllung des Studienplanes
notwendige Pflichtveranstaltung ihrer Art.

c) Ist eine dieser Pflichtveranstaltungen, soweit
es sich um Proseminare, Übungen, Arbeits-
gemeinschaften oder Repetitorien handelt,
in Gruppen für je 30 Hörer abgehalten
worden, so gebührt die Abgeltung jedem
Assistenten, der die Lehrveranstaltungen
für eine Gruppe abgehalten hat. Einem
Assistenten, der eine Lehrveranstaltung in
mehreren solchen Gruppen zu verschie-
denen Zeiten abgehalten hat, gebührt die
Abgeltung für jede Gruppe.

d) Verlangt eine intensiv geführte Übung aus
pädagogischen Gründen nicht die Teilung
der Lehrveranstaltung in mehrere Gruppen,
wohl aber die Betreuung einer großen Zahl
von Studierenden durch mehrere Assisten-
ten, so gebührt die Abgeltung für eine sol-
che Lehrveranstaltung jedem Assistenten,
der während der vollen angekündigten
Zeit der Lehrveranstaltung wenigstens
30 Hörer angeleitet und betreut hat.

e) Die Abgeltung gebührt für Übungen in
Laboratorien mit besonders gefährlichen
Geräten bei einer Betreuung von wenig-
stens 10 Hörern, falls aus Gründen der
Unfallverhütung eine besonders genaue
Überwachung notwendig ist.

(9) Alle Lehrveranstaltungen eines ordentlichen
oder außerordentlichen Universitätsprofessors an
der eigenen oder einer anderen Fakultät oder
Universität oder Akademie der bildenden Künste
oder Kunsthochschule sind bei der Berechnung
der Kollegiengeldabgeltung zu berücksichtigen.
Remunerierte Lehraufträge nach § 43 des Uni-
versitäts-Organisationsgesetzes dürfen nur für
eine zehn Wochenstunden im Semester überstei-
gende Lehrtätigkeit, an der eigenen Fakultät und
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Universität überdies nur zur Vertretung eines
vorübergehend unbesetzten Dienstpostens eines
ordentlichen Universitätsprofessors erteilt wer-
den."

15. § 51 a Abs. 1 erhält folgende Fassung:
„(1) Die Bestimmungen des § 51 sind auf or-

dentliche und außerordentliche Hochschulpro-
fessoren, die mit der Leitung einer Lehrkanzel
an Kunsthochschulen oder mit der Leitung eines
Institutes an der Akademie der bildenden Künste
betraut sind, sowie auf Hochschulassistenten an
den genannten Studieneinrichtungen anzu-
wenden."

16. Die Einleitung des § 51 a Abs. 2 erhält
folgende Fassung:

„(2) Die Bestimmungen des § 51 sind auf or-
dentliche und außerordentliche Hochschulprofes-
soren, die mit der Leitung einer Meisterklasse
odere einer Klasse künstlerischer Ausbildung an
Kunsthochschulen oder mit der Leitung einer
Meisterschule an der Akademie der bildenden
Künste betraut sind, mit folgender Maßgabe an-
zuwenden:"

17. Im § 51 b Abs. 1 wird der Ausdruck „wis-
senschaftlichen Hochschulen" durch das Wort
„Universitäten" ersetzt.

18. § 51 b Abs. 2 erhält folgende Fassung:
„(2) Die Amtszulagengruppe richtet sich nach

der Zahl der ordentlichen inskribierten Hörer
des vorangegangenen Studienjahres auf Grund
der Österreichischen Hochschulstatistik des
Österreichischen Statistischen Zentralamtes."

19. In der Tabelle zum § 51 b Abs. 3 wird das
Wort „Hochschulen" durch den Ausdruck „Uni-
versitäten (Hochschulen)" ersetzt.

20. Im § 51 b Abs. 5 wird das Wort „Hoch-
schule" durch den Ausdruck „Universität (Hoch-
schule)" ersetzt.

21. § 52 erhält folgende Fassung:
„ B e s o l d u n g s r e c h t l i c h e B e g ü n s t i -
g u n g e n f ü r o r d e n t l i c h e U n i v e r s i -
t ä t s p r o f e s s o r e n u n d f ü r o r d e n t -
l i c h e u n d a u ß e r o r d e n t l i c h e H o c h -

s c h u l p r o f e s s o r e n

§ 52. (1) Soweit es zur Gewinnung eines Wis-
senschaftlers oder Künstlers aus dem In- oder
Ausland notwendig ist, kann der Bundespräsident
bei der Ernennung zum ordentlichen Universitäts-
professor oder zum ordentlichen oder außeror-
dentlichen Hochschulprofessor folgende besol-
dungsrechtliche Begünstigungen gewähren:

1. einen höheren als den nach § 48 gebühren-
den Gehalt;

2. eine höhere als die nach den §§ 51 und 51 a
gebührende Kollegiengeldabgeltung;

3. den Ersatz der Reise- und Frachtkosten,
die durch die Wohnsitzverlegung aus Anlaß

der Ernennung entstehen, und einen Haus-
haltszuschuß bis zur Höhe der Trennungs-
gebühr für die Zeit, in der der Universitäts-
(Hochschul)professor gezwungen ist, einen
doppelten Haushalt zu führen.

(2) Die Begünstigungen nach Abs. 1 Z. 1 und
2 kann der Bundespräsident auch gewähren, um
die Berufung eines ordentlichen Universitätspro-
fessors oder eines ordentlichen oder außerordent-
lichen Hochschulprofessors in das Ausland oder
die Annahme einer Stellung außerhalb des Hoch-
schulwesens im In- oder Ausland abzuwehren.

(3) Eine Begünstigung nach Abs. 1 darf nur
gewährt werden, wenn der Wissenschaftler oder
Künstler sich vor seiner Ernennung zum Uni-
versitäts(Hochschul)professor schriftlich verpflich-
tet, innerhalb von drei Jahren nach seinem
Dienstantritt seinen Dienstposten nicht aufzu-
geben.

(4) Tritt ein Universitäts(Hochschul)professor,
dem eine Begünstigung nach Abs. 1 gewährt wor-
den ist, innerhalb der im Abs. 3 genannten Frist
aus dem Bundesdienst aus, so sind die Leistungen
aus einer nach Abs. 1 Z. 3 gewährten Begünsti-
gung dem Bund zu ersetzen."

22. Der § 53 wird samt Überschrift aufge-
hoben.

23. § 54 erhält folgende Fassung:

„ A b f e r t i g u n g

§ 54. (1) Universkäts(Hochschul)assistenten,
deren Dienstverhältnis durch Ablauf der Be-
stellungsdauer endet, gebührt eine Abfertigung.

(2) Die Abfertigung beträgt, soweit nicht die
Abs. 3 oder 4 anzuwenden sind, nach einer
Verwendungsdauer als Universitäts(Hochschul)-
assistent
von mehr als 2 Jahren 5 Monatsbezüge,
von 6 Jahren 8 Monatsbezüge
und von 10 Jahren 10 Monatsbezüge.

(3) Die Abfertigung für Universitäts(Hoch-
schul)assistenten, die nach § 6 Abs. 6 des Hoch-
schulassistentengesetzes 1962, BGBl. Nr. 216,
weiter bestellt wurden und die die Lehrbefugnis
als Universitätsdozent oder eine gleichzuhaltende
künstlerische oder praktische Eignung besitzen,
beträgt, soweit nicht Abs. 4 anzuwenden ist,
nach einer Verwendungsdauer
von 10 Jahren 12 Monatsbezüge,
von 12 Jahren 14 Monatsbezüge,
von 14 Jahren 16 Monatsbezüge,
von 16 Jahren 18 Monatsbezüge,
von 18 Jahren 20 Monatsbezüge.

(4) Die Abfertigung eines Universitäts(Hoch-
schul)assistenten, dessen Dienstverhältnis durch
Ablauf der Bestellungsdauer endet und der einen
ihm angetragenen Dienstposten im Bundesdienst,
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für den volle Hochschulbildung vorgeschrieben
ist, nicht angenommen hat, darf jedoch im Falle
des Abs. 2 fünf Monatsbezüge und im Falle des
Abs. 3 zwölf Monatsbezüge nicht übersteigen."

24. § 57 Abs. 1 erhält folgende Fassung:
„(1) Den Leitern von Unterrichtsanstalten so-

wie den zu Direktoren ernannten fachlichen Lei-
tern von Universitätsinstituten gebührt eine
Dienstzulage, die durch die Verwendungsgruppe,
die Dienstzulagengruppe und die Gehaltsstufe be-
stimmt wird. Die Dienstzulagengruppe richtet
sich nach Bedeutung und Umfang der Anstalt
(des Universitätsinstitutes). Die Einreihung der
Anstalten (Universitätsinstitute) in die Dienst-
zulagengruppen wird vom zuständigen Bundes-
minister im Einvernehmen mit dem Bundeskanz-
ler durch Verordnung festgesetzt."

25. Die Abs. 3 bis 6 des § 61 erhalten folgende
Fassung:

„(3) Bei Lehrern, auf die Abs. 2 nicht anzu-
wenden ist, sind für die Bemessung der Vergü-
tung Mehrleistungswochenstunden nach dem für
sie geltenden Höchstausmaß der Lehrverpflich-
tung mit den Werteinheiten zu berücksichtigen,
die sich aus der Teilung der Zahl 21 durch die
um 1 erhöhte Wochenstundenanzahl des Höchst-
ausmaßes der betreffenden Lehrverpflichtung er-
geben.

(4) Die Vergütung beträgt für jede volle Wert-
einheit im Monat 6,8 v. H. des Gehaltes des
Lehrers; für die Berechnung dieser Vergütung
sind Ergänzungszulagen, Teuerungszulagen, die
Dienstalterszulage und die Dienstzulagen nach
§ 58 Abs. 2 bis 6, § 59 Abs. 3 bis 5, 7 bis 12,
§ 60 und § 85 b Abs. 1 und 2 dem Gehalt zu-
zurechnen.

(5) Die Vergütung nach Abs. 1 gebührt auch
den Lehrern, die zur Vertretung eines vorüber-
gehend an der Erfüllung seiner lehramtlichen
Pflichten gehinderten Lehrers herangezogen wer-
den, wenn der Grund der Verhinderung länger
als drei aufeinanderfolgende Kalendertage be-
steht; die Vergütung gebührt in diesem Fall ab
dem ersten Tag der Vertretung und beträgt für
jede Unterrichtsstunde 25 v. H. der gemäß Abs. 1
bis 4 für den Monat gebührenden Vergütung.

(6) Die Vergütung für dauernde Mehrdienst-
leistung nach. Abs. 1 ist für die Zeit einer nach
Abs. 5 zu vergütenden Vertretung einzustellen.
Dies gilt nicht, wenn die Verhinderung in der
Teilnahme an Schulveranstaltungen (§ 13 des
Schulunterrichtsgesetzes, BGBl. Nr. 139/1974)
oder in der von der Dienstbehörde genehmigten
Teilnahme an Fortbildungs- oder Schulungsver-
anstaltungen begründet ist."

26. § 62 erhält folgende Fassung:

„ Ü b e r s t e l l u n g
§ 62. Wird ein Beamter des Schulaufsichts-

dienstes zum Lehrer ernannt, so ist er bei der

Oberstellung so zu behandeln, als ob er bei der
Ernennung zum Beamten des Schulaufsichts-
dienstes zum Lehrer der Verwendungsgruppe L 1
ernannt worden oder in dieser Verwendungs-
gruppe geblieben wäre. Wird ein Beamter des
Schulaufsichtsdienstes in die Verwendungsgruppe
der Lehrer überstellt, in der er sich vor seiner
Ernennung befunden hat, so gebührt ihm jeden-
falls die Gehaltsstufe und allfällige Dienstalters-
zulage, die er erreicht hätte, wenn er in seiner
Verwendungsgruppe als Lehrer geblieben wäre."

27. Die §§ 63 und 64 werden aufgehoben.

28. Die Abs. 2 bis 4 des § 68 erhalten folgende
Fassung:

„(2) Wird ein Beamter einer anderen Besol-
dungsgruppe zum Beamten des Schulaufsichts-
dienstes ernannt, so gebührt ihm die besoldungs-
rechtliche Stellung, die sich ergeben würde, wenn
er die in der bisherigen Besoldungs- oder Ver-
wendungsgruppe anrechenbare Gesamtdienstzeit
in dem Ausmaß in der neuen Verwendungs-
gruppe zurückgelegt hätte, um das diese Zeit die
in der folgenden Tabelle angeführten Zeiträume
übersteigt:

(3) Erreicht bei einer Überstellung gemäß
Abs. 2 die Zeit, die für die Vorrückung oder
Zeitvorrückung notwendig ist, den in der Tabelle
im Abs. 2 für den betreffenden Überstellungs-
fall vorgesehenen Zeitraum nicht, so verlängert
sich der Zeitraum für die Vorrückung in die
Gehaltsstufe 2 um das Ausmaß des fehlenden
Zeitraumes.

(4) Die Abs. 5 bis 9 des § 12 a gelten sinn-
gemäß."

29. Die §§ 69 und 70 werden aufgehoben.

30. Die Abs. 3 und 4 des § 72 werden aufge-
hoben.
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31. An die Stelle der Abs. 3 bis 6 des § 75
tritt folgende Bestimmung:

„(3) Bei der Anwendung der Überstellungsbe-
stimmungen gilt die für Berufsoffiziere der Ver-
wendungsgruppe H 1 an Stelle einer Hochschul-
bildung vorgeschriebene besondere Ausbildung
als abgeschlossenes Hochschulstudium."

Artikel II

Art. III der 28. Gehaltsgesetz-Novelle, BGBl.
Nr. 396/1975, ist ab 1. September 1976 auch auf
die Schulversuche gemäß Art. II und III
der 5. Schulorganisationsgesetz-Novelle, BGBl.
Nr. 323/1975, anzuwenden.

Artikel III

(1) Für Beamte der Verwendungsgruppen A,
B, L PA, L 1, L 2, W 1, H 1 und H 2 und der
in den Abschnitten IV, V und VII des Gehalts-
gesetzes 1956 geregelten Besoldungsgruppen, die
sich am 1. Juni 1977 im Dienststand befinden,
ist der Vorrückungsstichtag mit Wirkung von
diesem Tage gemäß § 12 des Gehaltsgesetzes 1956
in der Fassung des Art. I und gemäß Art. II der
19. Gehaltsgesetz-Novelle, BGBl. Nr. 198/1969,
in der Fassung des Art. X der 20. Gehaltsgesetz-
Novelle, BGBl. Nr. 245/1970, neu festzusetzen,
wenn dieser Vorrückungsstichtag infolge der
Neuregelung durch Art. I günstiger ist als der
auf Grund der bisherigen Bestimmungen für die
Verwendungsgruppe, in die der Beamte aufge-
nommen wurde, geltende Vorrückungsstichtag.

(2) Bei der Ermittlung des Vorrückungsstich-
tages nach Abs. 1 ist Art. III Abs. 5 der 19. Ge-
haltsgesetz-Novelle sinngemäß anzuwenden.
Art. II Abs. 1 Z. 1 der 19. Gehaltsgesetz-Novelle
ist mit der Maßgabe anzuwenden, daß an die
Stelle der Anwendung des § 12 Abs. 6 und 7 des
Gehaltsgesetzes 1956 in der Fassung des Art. I
der 19. Gehaltsgesetz-Novelle die Anwendung
des § 12 Abs. 6 und 7 des Gehaltsgesetzes 1956
in der Fassung des Art. I Z. 2 tritt.

(3) Wird der Vorrückungsstichtag nach Abs. 1
festgesetzt, so ist bei Beamten, die sich am 1. Juni
1977 in einer der Dienstklassen IV bis IX befin-
den, zu prüfen, ob sich unter der Annahme, die
günstigeren, für die Berechnung des Vor-
rückungsstichtages maßgebenden Bestimmungen
hätten bereits zum Zeitpunkt des Eintrittes in
das öffentlich-rechtliche Bundesdienstverhältnis
gegolten, eine Verbesserung ihrer besoldungs-
rechtlichen Stellung ergeben hätte. Trifft dies zu,
so ist ihre besoldungsrechtliche Stellung in der
Dienstklasse mit 1. Juni 1977 dementsprechend
neu festzusetzen. Eine solche Maßnahme bedarf
des Einvernehmens mit dem Bundeskanzler. Diese
Bestimmungen gelten sinngemäß für Richter und
staatsanwaltschaftliche Beamte in den Standes-
gruppen 2 bis 6 b hinsichtlich der Bemessung
der Dienstzulage.

(4) Die besoldungsrechtliche Stellung der üb-
rigen Beamten, deren Vorrückungsstichtag nach
Abs. 1 neu festgesetzt wird, ist mit 1. Juni 1977
um den Zeitraum zu verbessern, um den der
gemäß § 8 Abs. 2 des Gehaltsgesetzes 1956 auf
den nächstliegenden Vorrückungstermin gerun-
dete verbesserte Vorrückungsstichtag vor dem
gemäß § 8 Abs. 2 des Gehaltsgesetzes 1956 auf
den nächstliegenden Vorrückungstermin gerun-
deten bisherigen Vorrückungsstichtag liegt. Diese
Bestimmung gilt sinngemäß für die Richter in
der Standesgruppe 1 hinsichtlich der Bemessung
des Gehaltes und der Dienstzulage und für die
Richter und staatsanwaltschaftlichen Beamten
der Standesgruppe 2 bis 8 hinsichtlich der Be-
messung des Gehaltes.

(5) Bei Beamten, die unmittelbar in eine
höhere Dienstklasse oder Gehaltsstufe aufgenom-
men wurden, kann im Einvernehmen mit dem
Bundeskanzler die besoldungsrechtliche Stellung
verbessert werden, wenn der Festsetzung ihrer
besoldungsrechtlichen Stellung bei der Aufnahme
und auf Grund einer allfälligen Maßnahme nach
Art. X Abs. 3 der 20. Gehaltsgesetz-Novelle ein
geringeres Ausmaß an Dienstzeit zugrunde ge-
legt wurde, als sich aus der Festsetzung eines
Vorrückungsstichtages gemäß § 12 des Gehalts-
gesetzes in der Fassung des Art. I und gemäß
Art. II der 19. Gehaltsgesetz-Novelle in der
Fassung des Art. X der 20. Gehaltsgesetz-Novelle
ergeben würde. Die der seinerzeitigen besoldungs-
rechtlichen Stellung zugrunde gelegte Dienstzeit
ist aus dieser unter Berücksichtigung einer Nor-
mallaufbahn eines Bundesbeamten zu ermitteln.

Artikel IV

(1) Dieser Art. ist auf Beamte anzuwenden,
die sich am 1. Juni 1977 im Dienststand befinden
und die im aufrechten öffentlich-rechtlichen
Dienstverhältnis vor diesem Tag aus einer der
Verwendungsgruppen C, D, E, P 1 bis P 6, L 3,
W 2, W 3, H 3 und H 4 in eine der Verwen-
dungsgruppen A, B, L PA, L 1, L 2, W 1, H 1
und H 2 oder in eine der Besoldungsgruppen
der Abschnitte IV, V und VII des Gehaltsge-
setzes 1956 überstellt wurden.

(2) Bei den im Abs. 1 angeführten Beamten
ist zu prüfen, ob sich unter der Annahme, die
günstigeren Überstellungbestimmungen in der
Fassung des Art. I hätten bereits zum Zeitpunkt
der betreffenden Oberstellung gegolten, eine Ver-
besserung der besoldungsrechtlichen Stellung er-
geben würde. Trifft dies zu, so ist ihre besol-
dungsrechtliche Stellung in der Dienstklasse mit
Wirkung vom 1. Juni 1977 dementsprechend neu
festzusetzen. Eine solche Maßnahme bedarf bei
Richtern und staatsanwaltschaftlichen Beamten
in den Standesgruppen 2 bis 6 b hinsichtlich der
Bemessung der Dienstzulage und bei Beamten
der Dienstklasse IV bis IX des Einvernehmens
mit dem Bundeskanzler.
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Artikel V

(1) Bei Beamten, auf die Art. III oder IV an-
gewendet wurde und die innerhalb von drei
Jahren ab dem Wirksamwerden dieser Maß-
nahme befördert werden, kann aus Anlaß dieser
Beförderung und mit deren Wirksamkeit im Ein-
vernehmen mit dem Bundeskanzler die besol-
dungsrechtliche Stellung unter Bedachtnahme auf
Art. III Abs. 3 bzw. Art. IV Abs. 2 günstiger
festgesetzt werden, als sie sich aus § 33 des Ge-
haltsgesetzes 1956 ergibt.

(2) Eine Anrechnung gemäß § 86 Abs. 1 des
Gehaltsgesetzes 1956 wird durch Maßnahmen
nach Art. III Abs. 3 und 4 und nach Abs. 1 nicht
berührt.

(3) Bei den unter Abs. 1 fallenden Beamten
kann aus Anlaß einer Beförderung, die zum
1. Juli 1977 möglich gewesen wäre, bestimmt
werden, daß ihnen für die Zeit vom 1. Juli 1977
bis zum Wirksamwerden der Beförderung an
Stelle ihrer Bezüge die Bezüge gebühren, die
diesen Beamten gebührt hätten, wenn sie am
1. Juli 1977 befördert worden wären.

Artikel VI

(1) Es treten in Kraft:
1. Art. II mit 1. September 1976;
2. Art. I Z. 5 mit 1. Jänner 1977;
3. Art. I Z. 1 bis 4, 7 bis 11, 22 und 26 bis 31

sowie die Art. III bis V mit 1. Juni 1977.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist, soweit darin nichts anderes bestimmt ist, der
Bundeskanzler und jeder Bundesminister insoweit
betraut, als er oberste Dienstbehörde ist.

Kirchschläger
Kreisky Pahr Moser Androsch
Leodolter Staribacher Lanc Broda
Rösch Haiden Weißenberg Sinowatz

Lausecker Firnberg

3 1 9 . Bundesgesetz vom 2. Juni 1977, mit
dem das Vertragsbedienstetengesetz 1948
geändert wird (24. Vertragsbediensteten-

gesetz-Novelle)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Vertragsbedienstetengesetz 1948, BGBl.
Nr. 86, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 292/1976, wird wie folgt geändert:

1. § 15 erhält folgende Fassung:

„§ 15. Ü b e r s t e l 1 u n g

(1) Oberstellung ist die Einreihung eines Ver-
tragsbediensteten in eine andere Entlohnungs-
gruppe.

(2) Für die Ermittlung des in der neuen Ent-
lohnungsgruppe gebührenden Monatsentgelts
werden die Entlohnungsgruppen wie folgt zu-
sammengefaßt:

1. Entlohnungsgruppen b, c, d, e, p 1 bis p 6,
l 2b und 13;

2. Entlohnungsgruppen l 2a;
3. Entlohnungsgruppen a, l pa und l 1.

(3) Wird ein Vertragsbediensteter aus einer
Entlohnungsgruppe in eine gleichwertige oder
höhere Entlohnungsgruppe derselben Ziffer des
Abs. 2 überstellt, so ändern sich seine Entloh-
nungsstufe und sein Vorrückungstermin nicht.

(4) Wird ein Vertragsbediensteter aus einer
Entlohnungsgruppe in eine höhere Entlohnungs-
gruppe einer anderen Ziffer des Abs. 2 überstellt,
so gebühren ihm die Entlohnungsstufe und der
Vorrückungstermin, die sich ergeben würden,
wenn er die Zeit, die für die Vorrückung in
seiner bisherigen Entlohnungsgruppe maßgebend
war, in dem Ausmaß in der neuen Entlohnungs-
gruppe zurückgelegt hätte, um das diese Zeit die
in der folgenden Tabelle angeführten Zeiträume
übersteigt:

(5) Erfüllt ein Vertragsbediensteter das im
Abs. 4 angeführte Erfordernis des abgeschlos-
senen Hochschulstudiums erst nach der Über-
stellung in eine der im Abs. 2 Z. 3 angeführten
Entlohnungsgruppen, sind seine Entlohnungsstufe
und sein Vorrückungstermin mit Wirkung vom
Tag der Erfüllung dieses Erfordernisses entspre-
chend dem Abs. 4 neu festzusetzen.

(6) Wird ein Vertragsbediensteter in eine nied-
rigere Entlohnungsgruppe überstellt, so gebühren
ihm die Entlohnungsstufe und der Vorrückungs-
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termin, die sich ergeben hatten, wenn er die
Zeit, die für die Vorrückung in der bisherigen
Entlohnungsgruppe maßgebend war, als Ver-
tragsbediensteter der niedrigeren Entlohnungs-
gruppe zurückgelegt hätte.

(7) Ist ein Vertragsbediensteter in eine höhere
Entlohnungsgruppe überstellt worden und wird
er nachher in eine niedrigere Entlohnungsgruppe
überstellt, so ist er so zu behandeln, als ob er
bis zur Überstellung in die niedrigere Entloh-
nungsgruppe in der Entlohnungsgruppe geblieben
wäre, aus der er in die höhere Entlohnungs-
gruppe überstellt worden ist.

(8) Ist das jeweilige Monatsentgelt in der neuen
Entlohnungsgruppe niedriger als das Monatsent-
gelt, das dem Vertragsbediensteten jeweils in
einer niedrigeren Entlohnungsgruppe zukommen
würde, so gebührt dem Vertragsbediensteten eine
Ergänzungszulage auf dieses Monatsentgelt. Ist
das Monatsentgelt, das der Vertragsbedienstete
bei einer Oberstellung in eine niedrigere Ent-
lohnungsgruppe erhält, niedriger als das bisherige
Monatsentgelt, so gebührt dem Vertragsbedien-
steten eine nach Maßgabe des Erreichens eines
höheren Monatsentgeltes einzuziehende Ergän-
zungszulage auf das bisherige Monatsentgelt.
Dienstzulagen sind, soweit sie nur für die Dauer
einer bestimmten Verwendung gebühren, bei der
Ermittlung der Ergänzungszulage dem jeweiligen
Monatsentgelt nicht zuzurechnen."

2. Die §§ 15 a und 15 b werden aufgehoben.

3. § 26 Abs. 2 Z. 6 erhält folgende Fassung:

„6. bei Vertragsbediensteten, die in die Entloh-
nungsgruppen a, b, 1 pa, 1 1 oder 1 2 auf-
genommen werden, die Zeit des erfolgrei-
chen Studiums an einer höheren Schule bis
zu dem Zeitpunkt, an dem der Vertrags-
bedienstete den Abschluß dieser Ausbildung
auf Grund der schulrechtlichen Vorschriften
frühestens hätte erreichen können; mög-
liche schulrechtliche Ausnahmegenehmigun-
gen sind nicht zu berücksichtigen. Als Zeit-
punkt des möglichen Schulabschlusses ist
bei Studien, die mit dem Schuljahr enden,
der 30. Juni und bei Studien, die mit dem
Kalenderjahr enden, der 31. Dezember an-
zunehmen;"

4. Die Abs. 6 und 7 des § 26 erhalten folgende
Fassung:

„(6) Die im Abs. 2 Z. 1 angeführten Zeiten
sind im vollen Ausmaß voranzusetzen, wenn sie
nach Erfüllung der gemeinsamen Erfordernisse
für die Erlangung von Dienstposten der Verwen-
dungsgruppe, die der Entlohnungsgruppe, in die
die Aufnahme erfolgt, entspricht, und in einer
Verwendung zurückgelegt worden sind, die der

Verwendung in der Entlohnungsgruppe, in die
die Aufnahme erfolgt, mindestens gleichwertig
ist; soweit solche Zeiträume diesen Voraussetzun-
gen nicht entsprechen, sind sie in dem Ausmaß
voranzusetzen, in dem sie im Falle einer Über-
stellung aus der entsprechenden niedrigeren Ent-
lohnungsgruppe in die höhere Entlohnungs-
gruppe gemäß § 15 für die Vorrückung anrechen-
bar wären.

(7) Die in Abs. 1 lit. b, Abs. 2 Z. 7 und 8 und
Abs. 3 angeführten Zeiträume sind ohne weitere
Kürzung voranzusetzen, wenn sie nach der Er-
füllung der gemeinsamen Erfordernisse für die
Erlangung von Dienstposten der Verwendungs-
gruppe, die der Entlohnungsgruppe entspricht,
in die die Aufnahme erfolgt, zurückgelegt wor-
den sind. Soweit solche Zeiträume diesen Voraus-
setzungen nicht entsprechen, sind sie in dem Aus-
maß voranzusetzen, in dem sie bei der Überstel-
lung aus der der Vorbildung entsprechenden
niedrigeren Entlohnungsgruppe in die Entloh-
nungsgruppe, in der die Aufnahme erfolgt, ge-
mäß § 15 für die Vorrückung anrechenbar
wären."

5. Dem § 26 wird angefügt:

„(10) Wird ein Vertragsbediensteter in eine
der im Abs. 2 Z. 6 angeführten Entlohnungs-
gruppen überstellt, so ist sein Vorrückungsstich-
tag mit Wirkung vom Tag der Überstellung
insoweit zu verbessern, als sich aus der Anwen-
dung des Abs. 2 Z. 6 bis 8 eine Verbesserung
für seine neue Entlohnungsgruppe ergibt. Soweit
sie in Betracht kommen, sind hiebei die Abs. 4,
5, 7 und 8 anzuwenden."

6. An die Stelle der §§ 27 bis 29 treten fol-
gende Bestimmungen:

„§ 27. A n s p r u c h auf E r h o l u n g s u r -
l a u b

(1) Der Vertragsbedienstete hat in jedem Ka-
lenderjahr Anspruch auf Erholungsurlaub.

(2) Der erstmalige Anspruch auf Erholungs-
urlaub entsteht, wenn das Dienstverhältnis un-
unterbrochen sechs Monate gedauert hat.

§ 27 a. A u s m a ß des E r h o l u n g s u r -
l a u b e s

(1) Das Urlaubsausmaß beträgt in jedem Ka-
lenderjahr:

1. 24 Werktage bei einem Dienstalter von we-
niger als zehn Jahren,

2. 26 Werktage bei einem Dienstalter von zehn
Jahren,

3.30 Werktage bei einem Dienstalter von
18 Jahren.
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(2) In dem Kalenderjahr, in dem das Dienst-
verhältnis als Vertragsbediensteter begründet
wurde, beträgt das Urlaubsausmaß für jeden be-
gonnenen Monat des Dienstverhältnisses ein
Zwölftel des jährlichen Ausmaßes. Hat das
Dienstverhältnis in diesem Kalenderjahr ununter-
brochen sechs Monate gedauert, so gebührt der
volle Erholungsurlaub.

(3) Fallen in ein Kalenderjahr Zeiten eines
Karenzurlaubes (§ 29 b), so gebührt ein Erho-
lungsurlaub, soweit er noch nicht verbraucht
worden ist, in dem Ausmaß, das dem um die
Dauer des Karenzurlaubes verkürzten Kalender-
jahr entspricht.

(4) Ergeben sich bei der Ermittlung des Ur-
laubsausmaßes Teile von Tagen, so sind sie auf
ganze Tage aufzurunden.

(5) Stichtag für die Ermittlung des Urlaubs-
ausmaßes ist jeweils der 1. Juli. Das für das
höhere Urlaubsausmaß maßgebende Dienstalter
gilt auch dann als am 1. Juli erreicht, wenn es
vor Ablauf des dem Stichtag folgenden 30. Sep-
tember vollendet wird.

(6) Unter Dienstalter im Sinne der Abs. 1 bis
5 ist die Zeit zu verstehen, die für die Vorrük-
kung in höhere Bezüge maßgebend ist; zum
Dienstalter zählt für die Ermittlung des Urlaubs-
ausmaßes auch eine vor dem 18. Lebensjahr in
einem Dienstverhältnis zum Bund zurückgelegte
Zeit. Zeiten, die dem Vertragsbediensteten wegen
der Überstellung in eine höhere Entlohnungs-
gruppe nicht angerechnet wurden, sind für den
Urlaub in dem Ausmaß anzurechnen, in dem sie
in einer niedrigeren Entlohnungsgruppe an-
rechenbar wären. Dem Vertragsbediensteten, der
ein abgeschlossenes Hochschulstudium aufweist
und einer Entlohnungsgruppe angehört, für die
die volle Hochschulbildung vorgeschrieben ist, ist
die Zeit dieses Studiums für die Bemessung des
Urlaubsausmaßes bis zu einem Höchstausmaß
von fünf Jahren anzurechnen. Der für das Stu-
dium angerechnete Zeitraum vermindert sich
insoweit, als dem Vertragsbediensteten die Zeit
des Studiums bei der Feststellung des Dienstalters
bereits berücksichtigt wurde.

§ 27 b. E r h ö h u n g des U r l a u b s a u s -
m a ß e s f ü r I n v a l i d e

(1) Der Vertragsbedienstete hat Anspruch auf
Erhöhung des ihm gemäß § 27 a gebührenden
Urlaubsausmaßes um zwei Werktage, wenn am
Stichtag (§ 27 a Abs. 5) eine der folgenden Vor-
aussetzungen gegeben ist:

1. Bezug einer Rente auf Grund des Kriegs-
opferversorgungsgesetzes 1957, BGBl.
Nr. 152, des Opferfürsorgegesetzes, BGBl.

Nr. 183/1947, oder des Heeresversorgungs-
gesetzes, BGBl. Nr. 27/1964, wegen Minde-
rung der Erwerbsfähigkeit;

2. Bezug einer Rente als Folge eines Dienst-
unfalles oder einer Berufskrankheit im
Dienste einer Gebietskörperschaft;

3. Besitz eines Bescheides gemäß § 14 Abs. 1
oder 2 des Invalideneinstellungsgesetzes 1969,
BGBl. Nr. 22/1970, in der Fassung des Bun-
desgesetzes BGBl. Nr. 329/1973;

4. Besitz einer Gleichstellungsbescheinigung ge-
mäß § 13 Abs. 2 des Invalideneinstellungs-
gesetzes 1953, BGBl. Nr. 21, in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 55/1958 oder
gemäß § 13 Abs. 2 des Invalideneinstellungs-
gesetzes 1969 in der Fassung vor dem
Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 329/1973.

(2) Das im Abs. 1 genannte Ausmaß von
zwei Werktagen erhöht sich

bei einer Minderung
der Erwerbsfähigkeit

von mindestens

40 v. H. auf 4 Werktage,
50 v. H. auf 5 Werktage,
60 v. H. auf 6 Werktage.

(3) Der blinde Vertragsbedienstete hat jeden-
falls Anspruch auf Erhöhung des Urlaubsaus-
maßes um sechs Werktage.

(4) Für Kalenderjahre, in denen dem Ver-
tragsbediensteten im Zusammenhang mit den
im Abs. 1 angeführten Voraussetzungen Dienst-
befreiung gemäß § 24 a gewährt wurde, gebührt
keine Erhöhung des Erholungsurlaubes.

§ 27 c. E r h o l u n g s u r l a u b b e i Fünf-
t a g e w o c h e

(1) Gilt für einen Vertragsbediensteten die
Fünftagewoche, so ist das Ausmaß des gebüh-
renden Erholungsurlaubes (§§ 27 a und 27 b) in
der Weise umzurechnen, daß an die Stelle von
sechs Werktagen fünf Arbeitstage treten.

(2) Ergeben sich bei der Umrechnung ge-
mäß Abs. 1. Teile von Arbeitstagen, so sind
diese auf ganze Arbeitstage aufzurunden.

(3) Ist das Urlaubsausmaß eines Vertragsbe-
diensteten auf Arbeitstage umzurechnen und fällt
während der Zeit seines Erholungsurlaubes ein
gesetzlicher Feiertag auf einen Samstag, so hat
er Anspruch auf einen zusätzlichen Urlaubstag.
Der Anspruch auf einen zusätzlichen Urlaubstag
besteht auch dann, wenn ein Samstagfeiertag an
das Ende eines mindestens fünf Tage dauernden
Erholungsurlaubes anschließt.
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§ 27 d. E r h o l u n g s u r l a u b b e i un-
r e g e l m ä ß i g e r D i e n s t z e i t

(1) Versieht ein Vertragsbediensteter Schicht-
oder Wechseldienst im Sinne des § 28 Abs. 4
der Dienstpragmatik in Verbindung mit § 20
dieses Bundesgesetzes, so kann die Dienst-
behörde, wenn dies im Interesse des Dienstes
geboten erscheint und den Interessen der Bedien-
steten nicht zuwiderläuft, das in den §§ 27 a
und 27 b genannte Urlaubsausmaß in Stunden
ausdrücken.

(2) Unterliegt der Vertragsbedienstete einem
verlängerten Dienstplan im Sinne des § 28
Abs. 5 der Dienstpragmatik, so erhöht sich die
Stundenzahl (Abs. 1) entsprechend.

(3) Dem Vertragsbediensteten, dessen Urlaubs-
ausmaß in Stunden ausgedrückt ist, sind für die
Zeit seines Erholungsurlaubes so viele Urlaubs-
stunden als verbraucht anzurechnen, als er in
diesem Zeitraum nach dem Dienstplan Dienst
zu leisten hätte.

(4) Ergeben sich bei der Umrechnung des Ur-
laubsausmaßes Bruchteile von Stunden, so sind
diese auf ganze Stunden aufzurunden.

(5) Bei Wegfall der Voraussetzungen für die
Umrechnung des Erholungsurlaubes gemäß Abs. 1
ist ein noch ausstehender Urlaubsrest von Stun-
den auf Werk(Arbeits)tage umzurechnen. Er-
geben sich bei dieser Umrechnung Bruchteile eines
Werk(Arbeits)tages, so ist dieser Teil des Er-
holungsurlaubes weiterhin nach Stunden zu ver-
brauchen.

§ 27 e. V e r b r a u c h des E r h o l u n g s -
u r l a u b e s

Über den Verbrauch des Erholungsurlaubes
ist rechtzeitig vor jedem Urlaubsantritt unter
Berücksichtigung der dienstlichen Interessen eine
Vereinbarung zu treffen, wobei auf die per-
sönlichen Verhältnisse des Vertragsbediensteten
angemessen Rücksicht zu nehmen ist. Der Ver-
tragsbedienstete hat Anspruch, soweit nicht zwin-
gende dienstliche Gründe entgegenstehen, die
Hälfte des Erholungsurlaubes ungeteilt zu ver-
brauchen.

§ 27 f. V o r g r i f f auf k ü n f t i g e Ur-
l a u b s a n s p r ü c h e

Dem Vertragsbediensteten kann bei Vorliegen
besonders berücksichtigungswürdiger Umstände
auf seinen Antrag der Verbrauch des ganzen oder
eines Teiles des im nächsten Kalenderjahr gebüh-
renden Erholungsurlaubes gewährt werden.

§ 27 g. Erkrankung während des
Erholungsurlaubes

(1) Erkrankt ein Vertragsbediensteter während
des Erholungsurlaubes, ohne dies vorsätzlich oder

grob fahrlässig herbeigeführt zu haben, so sind
auf Werktage (Arbeitstage) fallende Tage der
Erkrankung, an denen der Vertragsbedienstete
durch die Erkrankung dienstunfähig war, auf
das Urlaubsausmaß nicht anzurechnen, wenn die
Erkrankung länger als drei Kalendertage gedauert
hat. Ist das Urlaubsausmaß des Vertragsbedien-
steten in Stunden ausgedrückt (§ 27 d), so sind
so viele Stunden auf das Urlaubsausmaß nicht
anzurechnen, wie der Vertragsbedienstete wäh-
rend der Tage seiner Erkrankung nach dem
Dienstplan Dienst zu leisten hätte.

(2) Der Vertragsbedienstete hat der Dienst-
stelle, mit der die Vereinbarung über den Er-
holungsurlaub getroffen wurde (§ 27 e), nach
dreitägiger Krankheitsdauer die Erkrankung un-
verzüglich mitzuteilen. Ist dies aus Gründen,
die nicht vom Vertragsbediensteten zu vertre-
ten sind, nicht möglich, so gilt die Mitteilung
als rechtzeitig, wenn sie unmittelbar nach Weg-
fall des Hinderungsgrundes nachgeholt wird.
Beim Wiederantritt des Dienstes hat der Ver-
tragsbedienstete ohne schuldhafte Verzögerung
ein ärztliches Zeugnis oder eine Bestätigung des
zuständigen Krankenversicherungsträgers über
Beginn und Dauer der Dienstunfähigkeit vorzu-
legen. Erkrankt der Vertragsbedienstete während
eines Erholungsurlaubes im Ausland, so ist dem
ärztlichen Zeugnis eine behördliche Bestätigung
darüber beizufügen, daß es von einem zur Aus-
übung des Arztberufes zugelassenen Arzt ausge-
stellt wurde. Eine solche behördliche Bestätigung
ist nicht erforderlich, wenn die ärztliche Behand-
lung (stationär oder ambulant) in einer Kranken-
anstalt erfolgt und hiefür eine Bestätigung die-
ser Anstalt vorgelegt wird. Kommt der Ver-
tragsbedienstete diesen Verpflichtungen nicht
nach, so ist Abs. 1 nicht anzuwenden.

(3) Für Vertragsbedienstete, die bei einer
Dienststelle des Bundes im Ausland verwendet
werden und dort wohnen, gilt der Staat, in dem
diese Dienststelle liegt oder für den sie zuständig
ist, als Inland.

(4) Erkrankt ein Vertragsbediensteter, der wäh-
rend eines Erholungsurlaubes eine dem Erholungs-
zweck des Urlaubes widersprechende Erwerbs-
tätigkeit ausübt, so ist Abs. 1 nicht anzuwenden,
wenn die Erkrankung mit dieser Erwerbstätigkeit
in ursächlichem Zusammenhang steht.

(5) Die Bestimmungen der Abs. 1 bis 4 gelten
auch für den Vertragsbediensteten, der infolge
eines Unfalles dienstunfähig war.

§ 27 h. V e r f a l l d e s E r h o l u n g s u r -
l a u b e s

Der Anspruch auf Erholungsurlaub verfällt,
wenn der Vertragsbedienstete den Erholungsur-
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laub nicht bis zum 31. Dezember des dem Ur-
laubsjahr folgenden Kalenderjahres verbraucht
hat. Ist der Verbrauch bis zu diesem Zeitpunkt
aus dienstlichen Gründen nicht möglich, so tritt
der Verfall erst mit Ablauf des folgenden Kalen-
derjahres ein.

§ 28. U n t e r b r e c h u n g des E r h o -
l u n g s u r l a u b e s u n d V e r h i n d e r u n g

des U r l a u b s a n t r i t t e s

(1) Die Vereinbarung über den Verbrauch des
Erholungsurlaubes (§ 27 e) schließt eine aus
besonderen dienstlichen Rücksichten gebotene ab-
ändernde Anordnung nicht aus. Der Antritt oder
die Fortsetzung des Erholungsurlaubes ist, sobald
es der Dienst zuläßt, zu ermöglichen.

(2) Für die durch eine unvorhergesehene Rück-
berufung vom Erholungsurlaub verursachten Rei-
sen sind die Reisekosten nach den Bestimmungen
der Reisegebührenvorschrift 1955, BGBl. Nr. 133,
zu vergüten.

§ 28 a. E n t s c h ä d i g u n g f ü r d e n Er-
h o l u n g s u r l a u b

(1) Der Vertragsbedienstete hat Anspruch auf
eine Entschädigung, wenn das Dienstverhältnis
nach dem Entstehen des Urlaubsanspruches, je-
doch vor Verbrauch des Erholungsurlaubes endet
(Urlaubsentschädigung).

(2) Die Urlaubsentschädigung gebührt in der
Höhe jenes Teiles des Monatsentgeltes und der
Haushaltszulage, der dem Vertragsbediensteten
während des Erholungsurlaubes zugekommen
wäre, wenn er diesen in dem Kalenderjahr ver-
braucht hätte, in dem der Urlaubsanspruch ent-
standen ist.

(3) Ein Anspruch auf Urlaubsentschädigung
besteht nicht, wenn der Vertragsbedienstete

1. in ein öffentlich-rechtliches Dienstverhältnis
zum Bund übernommen wird,

2. ohne wichtigen Grund vorzeitig austritt,

3. aus seinem Verschulden entlassen wird oder

4. wenn das Dienstverhältnis in den ersten
sechs Monaten des Kalenderjahres durch ein-
verständliche Lösung, Zeitablauf oder Kün-
digung seitens des Vertragsbediensteten en-
det.

§ 28 b. A b f i n d u n g f ü r d e n E r h o -
l u n g s u r l a u b

(1) Der Vertragsbedienstete hat Anspruch auf
eine Abfindung, wenn das Dienstverhältnis vor
Verbrauch des Erholungsurlaubes endet und kein
Anspruch auf Urlaubsentschädigung besteht (Ur-
laubsabfindung).

(2) Die Urlaubsabfindung beträgt für jede
Woche des Dienstverhältnisses seit Beginn des
Kalenderjahres, in dem ein Erholungsurlaub
nicht verbraucht wurde, ein Zweiundfünfzigstel
des Teiles des Monatsentgeltes und der Haus-
haltszulage, der dem Vertragsbediensteten wäh-
rend des Erholungsurlaubes zugekommen wäre.

(3) Wird der Vertragsbedienstete in ein öffent-
lich-rechtliches Dienstverhältnis zum Bund über-
nommen, so besteht kein Anspruch auf Urlaubs-
abfindung.

§ 28 c. V e r l u s t des A n s p r u c h e s auf
E r h o l u n g s u r l a u b u n d auf U r l a u b s -

a b f i n d u n g

Der Vertragsbedienstete verliert den Anspruch
auf Erholungsurlaub und auf Urlaubsabfindung,
wenn er ohne wichtigen Grund vorzeitig austritt.
Er verliert den Anspruch auf Erholungsurlaub,
wenn er aus seinem Verschulden entlassen wird;
der Anspruch auf Urlaubsabfindung bleibt ihm
in diesem Fall gewahrt.

§ 29. H e i m a t u r l a u b

(1) Der Vertragsbedienstete, der bei einer
Dienststelle des Bundes außerhalb Europas ver-
wendet wird oder als Vertreter (Beobachter)
Österreichs bei einer zwischenstaatlichen Organi-
sation außerhalb Europas tätig ist, hat in ange-
messenen Zeitabständen Anspruch auf Heimat-
urlaub.

(2) Das Ausmaß des Heimaturlaubes und
die Festsetzung der Zeitabstände zwischen den
Heimaturlauben hat so zu erfolgen, daß durch
diesen Urlaub die Verbindung mit der Heimat
aufrechterhalten werden kann und, soweit am
Dienstort ungünstige klimatische Verhältnisse
herrschen, für diese Verhältnisse ein Ausgleich
geschaffen wird.

(3) In jenem Kalenderjahr, in dem der Hei-
maturlaub gebührt, entfällt der Anspruch auf
Erholungsurlaub.

(4) Das Nähere ist durch Verordnung der
Bundesregierung zu regeln, insbesondere inwie-
weit dem Vertragsbediensteten anläßlich des
Heimaturlaubes für ihn, für seinen Ehegatten und
für die bei der Bemessung der Haushaltszulage
berücksichtigten Kinder die Kosten der Reise
vom Dienstort nach Österreich und zurück zu
ersetzen sind.

§ 29 a. S o n d e r u r l a u b

(1) Dem Vertragsbediensteten kann auf sein
Ansuchen aus wichtigen persönlichen oder fa-
miliären Gründen oder aus einem sonstigen be-
sonderen Anlaß ein Sonderurlaub gewährt wer-
den.
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(2) Für die Zeit des Sonderurlaubes behält der
Vertragsbedienstete den Anspruch auf die vollen
Bezüge.

(3) Der Sonderurlaub darf nur gewährt wer-
den, wenn keine zwingenden dienstlichen Er-
fordernisse entgegenstehen, und darf die dem
Anlaß angemessene Dauer nicht übersteigen.

(4) Die Gewährung eines Sonderurlaubes, der
ununterbrochen mehr als drei Monate dauern
soll, bedarf der Zustimmung des Bundeskanzlers
und des Bundesministers für Finanzen.

§ 29 b. K a r e n z u r l a u b

(1) Dem Vertragsbediensteten kann auf sein
Ansuchen ein Urlaub unter Entfall der Bezüge
(Karenzurlaub) gewährt werden, sofern nicht
zwingende dienstliche Gründe entgegenstehen.

(2) Die Zeit des Karenzurlaubes ist für Rechte,
die von der Dauer des Dienstverhältnisses ab-
hängen, nicht zu berücksichtigen.

(3) Sind für die Gewährung eines Karenz-
urlaubes andere als private Interessen des Ver-
tragsbediensteten maßgebend und liegen berück-
sichtigungswürdige Gründe vor, so kann die
zuständige Zentralstelle verfügen, daß die ge-
mäß Abs. 2 mit der Gewährung des Karenzur-
laubes verbundenen Folgen nicht oder nicht im
vollen Umfang eintreten.

(4) Für die Gewährung eines Karenzurlaubes,
der ununterbrochen mehr als drei Monate
dauern soll, ausgenommen er soll im Anschluß
an einen Karenzurlaub gemäß § 15 Abs. 1
des Mutterschutzgesetzes, BGBl. Nr. 76/1957, ge-
währt werden, sowie für eine Verfügung gemäß
Abs. 3 ist die Zustimmung des Bundeskanzlers
und des Bundesministers für Finanzen erforder-
lich.

(5) Wurde die Zeit des Karenzurlaubes für
Rechte, die von der Dauer des Dienstverhält-
nisses abhängen, nicht berücksichtigt, so ist diese
Zeit dem Vertragsbediensteten auf Antrag zur
Hälfte für die Vorrückung anzurechnen; die
Anrechnung wird mit dem auf die Antragstel-
lung folgenden Monatsersten wirksam.

§ 29 c. P f l e g e u r l a u b

(1) Der Vertragsbedienstete, der wegen der
notwendigen Pflege eines im gemeinsamen Haus-
halt lebenden erkrankten oder verunglückten
nahen Angehörigen nachweislich an der Dienst-
leistung verhindert ist, hat, unbeschadet der
Bestimmungen des § 29 a, Anspruch auf Pflege-
urlaub. Dieser Pflegeurlaub darf im Kalenderjahr
sechs Werktage nicht übersteigen.

(2) Als nahe Angehörige im Sinne des Abs. 1
sind der Ehegatte und Personen anzusehen,

die mit dem Vertragsbediensteten in gerader
Linie verwandt sind, ferner Geschwister, Stief-,
Wahl- und Pflegekinder sowie die Person, mit
der der Vertragsbedienstete in Lebensgemein-
schaft lebt.

(3) § 27 c Abs. 1 und 2 sowie § 27 d sind
für den Pflegeurlaub sinngemäß anzuwenden."

7. Im § 34 Abs. 2 lit. f wird die Zitierung
„§ 27 b Abs. 4 und 5" durch die Zitierung „§ 27 g
Abs. 2" ersetzt.

8. § 42 erhält folgende Fassung:

„§ 42. Ü b e r s t e l l u n g

(1) Wird ein Vertragslehrer aus dem Ent-
lohnungsschema II L in ein anderes Entlohnungs-
schema überstellt, so ist der für die neue Ent-
lohnungsgruppe geltende Vorrückungsstichtag so
zu ermitteln, als ob der Vertragsbedienstete bzw.
Vertragslehrer in diesem Zeitpunkt in die neue
Entlohnungsgruppe aufgenommen worden wäre.

(2) Wird aus Anlaß der Überstellung das Be-
schäftigungsausmaß herabgesetzt oder lag das
bisherige Beschäftigungsausmaß über der für Voll-
beschäftigung im Entlohnungsschema I L vorge-
schriebenen Höchstwochenstundenzahl, ist bei An-
wendung des § 15 Abs. 8 die Ergänzungszulage
von dem Monatsentgelt zu berechnen, das dem
Vertragslehrer im Entlohnungsschema II L unter
Zugrundelegung des neuen Beschäftigungsausma-
ßes, höchstens jedoch des für Vollbeschäftigung
vorgeschriebenen Beschäftigungsausmaßes gebührt
hätte."

9. § 47 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die §§ 27 bis 28 c sind auf Vertrags-
lehrer nicht anzuwenden."

Artikel II

(1) Für Vertragsbedienstete der Entlohnungs-
gruppen a, b, l pa, l 1 und l 2, die sich am
1. Juni 1977 in einem Bundesdienstverhältnis
befinden, ist der Vorrückungsstichtag mit Wir-
kung von diesem Tage gemäß § 26 des Vertrags-
bedienstetengesetzes 1948 in der Fassung des
Art. I und gemäß Art. II der 15. Vertragsbe-
dienstetengesetz-Novelle, BGBl. Nr. 199/1969,
neu festzusetzen, wenn dieser Vorrückungsstich-
tag infolge der Neuregelung durch Art. I gün-
stiger ist als der auf Grund der bisherigen Be-
stimmungen für die Entlohnungsgruppe, in der
er angestellt wurde, geltende Vorrückungsstich-
tag.

(2) Bei der Ermittlung des Vorrückungsstich-
tages nach Abs. 1 ist Art. III Abs. 5 der 15. Ver-
tragsbedienstetengesetz-Novelle sinngemäß an-
zuwenden. Art. II Abs. 1 Z. 1 der 15. Vertrags-
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bedienstetengesetz-Novelle ist mit der Maß-
gabe anzuwenden, daß an die Stelle der Anwen-
dung des § 26 Abs. 6 und 7 des Vertragsbe-
dienstetengesetzes 1948 in der Fassung des Art. I
der 15. Vertragsbedienstetengesetz-Novelle die
Anwendung des § 26 Abs. 6 und 7 des Vertrags-
bedienstetengesetzes 1948 in der Fassung des
Art. I Z. 4 tritt.

(3) Die bezugsrechtliche Stellung der Ver-
tragsbediensteten, deren Vorrückungsstichtag nach
Abs. 1 neu festgesetzt wird, ist mit 1. Juni 1977
um den Zeitraum zu verbessern, um den der
gemäß § 19 Abs. 6 des Vertragsbedienstetenge-
setzes 1948 auf den nächstliegenden Vorrückungs-
termin gerundete verbesserte Vorrückungsstich-
tag vor dem gemäß § 19 Abs. 6 des Vertrags-
bedienstetengesetzes 1948 gerundeten bisherigen
Vorrückungsstichtag liegt.

(4) Eine Anrechnung gemäß § 6 Z. 6 des
Opferfürsorgegesetzes, BGBl. Nr. 183/1947, wird
durch diese Maßnahme nach Abs. 3 nicht be-
rührt.

Artikel III

(1) Dieser Art. ist auf Vertragsbedienstete an-
zuwenden, die sich am 1. Juni 1977 in einem
Bundesdienstverhältnis befinden und die im auf-
rechten Dienstverhältnis vor diesem Tag aus
einer der Entlohnungsgruppen c, d, e, p 1 bis

p 6 und l 3 in eine der Entlohnungsgruppen a,
b, l pa, l 1 und l 2 überstellt werden.

(2) Bei Vertragsbediensteten ist zu prüfen, ob
sich unter der Annahme, die günstigeren Über-
stellungsbestimmungen in der Fassung des Art I
hätten bereits zum Zeitpunkt der betreffenden
Überstellung gegolten, eine Verbesserung der be-
zugsrechtlichen Stellung ergeben würde. Trifft dies
zu, so ist ihre bezugsrechtliche Stellung mit
Wirkung vom 1. Juni 1977 dementsprechend neu
festzusetzen.

Artikel IV

(1) Es treten in Kraft:
I.Art. I Z. 6, 7 und 9 mit 1. Jänner 1977,
2. die übrigen Bestimmungen dieses Bundes-

gesetzes mit 1. Juni 1977.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist die Bundesregierung, in Angelegenheiten je-
doch, die nur den Wirkungsbereich eines Bundes-
ministers betreffen, dieser Bundesminister be-
traut.

Kirchschläger
Kreisky Androsch Pahr Moser
Leodolter Staribacher Lanc Broda
Rösch Haiden Weißenberg Sinowatz

Lausecker Firnberg
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